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Beklegter und Revisionsbeklagter°

Der 9° Senat des Bundessozielgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 480 November 4974 durch

Senatspräsidentin Dr„ S c h w a r z
— Vorsitzender —„

Bundesrichter ‘ Dr° B a r e s e l ?
Bundesrichter Dr„ R e n n e r „
Bundessozialrichter S c h 6 f i s c h

Bundessozialrichter D 6 r 1 n g

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Niedersachsen

ber 1969 wird zurückgewiesen“

und

vom 42„ Dezem—

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten„
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Der 4947 geborene Kläger erhält seit 4957 Versorgungsbezüge

nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit um 80 VOH„ '

Die vom Bruttoeinkommen des Klägers in Höhe von 556 DM

abhängigen Leistungen wurden mit Bescheid vom 50 Juni 4964

für das Jahr 4965 endgültig (Antrag vom November 4965)

und ab 4° Januar 4964 vorläufig auf monatlich 55 DM fest—

sb 4° Juli 4964 655 DM° Nach einer Rückfrege beim Finanz—

amt im November 4965 über die Höhe des dem Kläger er—

statteten Lohnsteuer—Jahresausgleichs setzte das VersorgA

die Bezüge des Klägers mit Bescheid vom 2„ Dezember 4965

für die Zeit vom 40 Januar 4964 bis 54° Januar 4966 end—
gültig fest9 errechnete eine Überzahlung von 544 DM und

forderte diese in monatlichen Teilbeträgen von 50 DM durch

Verrechnung mit den laufenden Versorgungsbezügen vom Kläger

zurück° Der Widerspruch des Klägers wurde nach 5 47 Abs„ ?
Buchst° b des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VeerG) zu—
rückgewiesen (Bescheid vom 90 November 4966, weil die Rück—

forderung wegen der wirtschaftlichen Verhältnisse des

Klägers vertretbar sei„ Das Sozialgericht (SG) wies die

Klage? mit der der Kläger sich gegen die Feststellung einer

Überzahlung von 544 DM und die Rückforderung dieses Be—

trages wandte9 mit Urteil vom 460 August 4967 abo Das Lan;

dessozialgericht (LSG) hob das Urteil des SG sowie die an—
gefochtenen Bescheide insoweit auf‚ als sie eine Überznhlunm

von mehr als 484 DM feststellten und deren Rückzahlung

anordneten; im übrigen wies es die Berufung des Klägers

zurück„ Die Revision wurde zugelassen„ Das LSG führte u„eo

aus; Die Beteiligten seien därüber einig„ daß der Kläger
544 DM zuviel an Ausgleichsrente erhalten habe„ In Höhe
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fon 484 DM'— diese Ermäßigung ergebe sich aus 5 60 a
Abs° 6 des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) — sei der

Rückforderungsanspruch begründet° Der Kläger meine zu
Unrecht‚ er habe mit der vorläufigen Feststellung der

Ausgleichsrente einen Besitzstand erlangt‚ der den Be—

klagten gehindert habe„ die Ausgleichsrente endgültig

festzusetzen und die Überzahlung zurückzuforderna Da

der Bescheid vom 50 Juni 4964 ausdrücklich nur eine
vbrläufige Festsetzung zum Gegenstand gehabt habe‚ seien

die Leistungen unter Vorbehalt gewährt werden° Die Auf—

fassung des Klägers? die vorläufige Feststellung habe

nach Ablauf von mehr als 6 Monaten im Hinblick auf die

Entscheidung des Bundessozialgerichts (BSG) vom 48° De—

zember 4958 (BSG 9, 47‚ 55) nicht mehr rückwirkend ge—
ändert werden können‚ treffe nicht zu„ weil das BSG

in einer weiteren Entscheidung vom 49° Dezember 4967

(SozR Nr° 22 zu 5 47 VeerG) ausgeführt habe9 daß diese

Rechtsauffassung nur für Fälle gelte„ in denen die Über—

zahlung nach einer endgültigen Feststellung durch eine

wesentliche Änderung der Verhältnisse zustande gekommen

sei‚ nicht aber für solche im Rahmen des 5 60 a BVG‚

weil auf “Vorläufigkeit” gerade nicht vertraut werden

könneo Hieran ändere auch die Neufassung des 5 60 a BVG

durch das Zweite Neuordnungsgesetz (2° NOG)7 die im vor—
liegenden Falle anzuwenden sei‚ nichtso Die vorläufige

Feststellung sei auch dann nicht hinsichtlich des Ver—

trauensschutzes einer endgültigen Feststellung gleichzu—

erachten9 wenn der Beklagte im Hinblick auf das feste

Gehalt des Klägers zu einer endgültigen Feststellung
verpflichtet gewesen wäre; dies ändere nichts an der

Tatsache der vorläufigen Feststellung der Ausgleichs—

rente‚ mit der sich der Kläger auch abgefunden habe°

Schließlich komme es auch nicht darauf an, ob der Beklagte

auf Grund der Änderungsanzeige die vorläufige Feststellung

_ 4 _
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der Ausgleichsrente durch eine neue vorläufige Feststellung

hätte ersetzen müssen; denn die Gewährung des Vertrauens—

schutzes nach Ablauf von 6 Monaten liefe im Ergebnis darauf

hinaus9 daß eine vorläufige Feststellung einer endgültigen

gleichgestellt würde° Der Kläger habe — wie aus der Beru—

fungsbegründung zu entnehmen sei — gewußt‚ daß ihm die

Ausgleichsrente nicht mehr in der bisherigen Höhe zuge—
standen habe? er sei auch ausdrücklich darauf hingewiesen

worden? daß die endgültige Festsetzung niedriger ausfallen
könne? selbst wenn er seiner Anzeigepflicht genügt habe°

Das SG habe im Ergebnis auch zu Recht angenommen‚ daß die

wirtschaftlichen Verhältnisse des Klägers eine Rückforderung

zuließen° Insoweit komme es auf den Zeitpunkt des Erlasses

des WiderSpruchsbescheides an°

Mit der Revision macht der Kläger geltend„ das LSG sei

davon ausgegangen‚ daß die Versorgungsbehörde bei gesetz—

mäßiger endgültiger Festsetzung der Ausgleichsrente die

Berichtigung sogleich nach Eingang der Änderungsanzeige

hätte durchführen müssen, so daß es zu keiner Uberzahlung

gekommen wäre° Wenn es trotz der Pflichtverletzung der

Versorgungsbehörde entschieden habe? daß der Kläger die

gewährten Bezüge in Höhe von 484 DM zurückzuzahlen habe„

dann habe es nicht beachtet? daß hier bis zur endgültigen

Feststellung kein Zeitraum.von 6‚ sondern von 47 Monaten

verstrichen sei; nach dessen Ablauf habe der Kläger darauf

vertrauen dürfen3 daß der vorläufige Bescheid soviel Ge—‘

wicht habe wie ein endgültigero

Der Kläger beantragte

die angefochtenen Urteile und Bescheide inso—

weit aufzuhebens als eine Überzahlung von
484 DM festgestellt und zurückgefordert
wurde? sowie den Beklagten zu verurteilen?

48& DM an den Kläger zu zahlen‚
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hilfsweise9

die Sache zur erneuten Verhandlung an das

LSG zurückzuverweisen«

Der Beklagte beantragt?

die Revision als unbegründet zurückzuweisen°

Er hält das angefochtene Urteil für zutreffend°

Die Beteiligten haben ihr Einverständnis mit einer Ent—

scheidung ohne mündliche Verhandlung erklärt°

II

Die Revision des Klägers ist zulässig (55 462 Abs° 4
Nr„ 49 464‚ 466 Sozialgerichtsgesetz -SGG—); sie ist

aber nicht begründet„

Zwischen den Beteiligten ist streitig9 ob der Beklagte

zu Recht eine Überzahlung in Höhe von noch 484 DM fest—

gestellt hat und ob dem Beklagten gegenüber dem Kläger

ein Rückforderungsanspruch in dieser Höhe zusteht bzw„

ob der Beklagte verpflichtet ist, die durch Anrechnung

auf laufende Versorgungsbezüge bereits abgedeckte Über—

zahlung in_Höhe von 484 DM an den Kläger auszuzahlen°

Das LSG ist zu Recht davon ausgegangen„ daß der dem

Kläger in der vorläufigen Feststellung der Ausgleichs—

rente befristet eingeräumte Besitzstand (Bescheid vom
50 Juni 4964) den Beklagten nicht gehindert hat‚ die
Au3gleichsrente mit Bescheid vom 20 Dezember 4965 end—

gültig festzusetzen und die errechnete Überzahlung zu—
rückzufordern„ Da der Kläger den Bescheid vom 5„ Juni

4964„ in dem die Rente nur vorläufig festgestellt worden

istJ nicht angefochten hat? muß er sich die Vorläufig—
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keit dieser Feststellung auch denn entgegenhelten lessen‚

wenn sie in Anbetracht der festen Monetsbezüge des Klägers

nicht der hier anzuwendenden Vorschrift des 5 60 &
_Abs° 5 BVG idF des 20 NOG vom 240 Februar 4964 (BGBl I 85}

entsprochen het° Zwar wird von der Bindungswirkung des
5 77 SGG grundsätzlich nur der Vergütungssetz erfaßt

(BSG 9a 800 84)? jedoch muß die Bindung sich auch auf

die rechtliche Grundlage und Qualifikation der ausge—

sprochenen Rechtsfolge jedenfalls denn erstrecken? wenn
diese die Grundlage weiterer — noch im Streit befindlicher

selbständiger Ansprüche bildet° Dabei kann es nicht dersnf

ankommen? ob der Beklagte eine endgültige Feststellung

der Ausgleichsrente hätte vornehmen müssen„ sondern

allein darauf? wie er die Feststellung tatsächlich ge—

troffen hat° Daß der Beklagte im Bescheid vom 50 Juni

4964 nur eine vorläufige Feststellung getroffen hat‚

ist zwischen den Beteiligten unstreitig° Das LSG ist

deshalb in Übereinstimmung mit der Rechtsprechung des

BSG(SozRNro 92 zu 5 47 VeerG) zutreffend zu demErgebnis
gekommena daß der vom BSG für den Fall einer endgültigen

Feststellung der Ausgleichsrente nach Ablauf von 6 Monaten

seit der Änderungsenzeige zugebilligte Vertreuensschutz

(BSG 9„ 47, 55) in solchen Fällen keine Anwendung finden

kenne Zwar hat des BSG offengelessen‚ ob eine Nichtbeach»

tung der Verpflichtung zu einer neuen vorläufigen Fest—

stellung (Verweltungsvorschrift —VV—Nr° 3 Satz 2 zu 5 60 8
BVG nach erfolgter Änderungsenzeige geeignet ist? nach

Ablauf einer bestimmten Frist den guten Glauben des Ver—

sorgungsberechtigten herbeizuführen; es hat diese Frage

damals nicht zu entscheiden breuchen‚ weil nur eine unwe—

sentliche Einkommensänderung vorlega die nach der VV

Nr° 5 Satz 5 zu @ 60 3 BVG nicht zu einer neuen vorläufi—

gen Feststellung führen mußte„ Aber auch im vorliegenden

Falle in dem die Einkommensänderung im Sinne der VV wesent_

_7_
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lich war und daher zu einer neuen vorläufigen Feststellung

hätte Anlaß bieten müSSeng ergeben sich für die Frage

des Vertrauensschutze8 keine anderen Maßstäbe° Würde man

auch in solchen Fällen einen Zeitraum von 6 Monaten als
alsreichend für die AnWendung des Vertrauensschutzes er—
eohten‚ käme dies der Gleichstellung einer vorläufigen
mit einer endgültigen Feststellung gleich° Da aber ge—

rade eine vorläufige Feststellung ihrem Sinn und Zweck

nach keine unabänderliehen Verhältnisse schaffen will7
Vielmehr eusdrückliCh nur unter Vorbehalt erfolgt‚ können

aus ihrer Rechtsnatur nicht die gleichen Rechtsfolgen wie

bei einer endgültigen Feststellung hergeleitet werden°
Der in der vorläufigen Feststellung enthaltene Vorbehalt

'muß zwangsläufig zu einer schwächeren Ausgestaltung des

Vertrauensschutzes führen, so daß keinesfalls bereits
nach Ablauf von 6 Monaten Vertrauensschutz zu gewähren

ist„ Es trifft zwar äu„ daßnach @60 a Abs° 4 Satz 4‚
2° Helbsatz BVG die vorläufig festgesetzte Ausgleichs—
rente für jeweils ein Kalenderjahr nachträglich end—
gültig festzustellen isto Auch ist es unstreitig, daß
der Beklagte diesen Zeitraum durch die Feststellung erst

nach 47 Monaten überschritten hat; jedoch kommt es hierauf
nicht entscheidend an„ Denn der Kläger hat ersichtlich
ebensowenig auf der Durchführung der endgültigen Fest—
stellung nach Ablauf eines Kalenderjahres bestanden‚ wie

er auch nicht auf einer neuen vorläufigen Feststellung
nach erfolgter Änderungsanzeige beharrt hat° Eine unzu—
lässige Rechtsausübung des Beklagten ist in der Rück—
forderung nach Ablauf Von 47 Monaten jedenfalls nicht

zu erblicken (BSG 243 27)„ Da der Beklagte außerdem im
Widerspruchsbescheid V0m 9° November 1966 die Rückfor—
derung im wesentlichen mit der zweiten Alternative des

5 47 Abs„ 2 VGFWVGbegründet und auch das LSG deren Vor-
liegen zumindest als Hilfsbegründung herangezogen hat‚

_kommt es auf den Verträuensschutz des Klägers nicht ente

_ 8 _
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scheidend ano Denn dieser ist nur geeignet9 ein "Wissen—

müssen" des Empfängers als Voraussetzung der ersten Alter—

native des 5 47 Abs° 2 VeerG auszuräumen„ nicht aber die
wirtschaftliche Vertretbarkeit der Rückforderung im Sinne

der zweiten Alternative des 5 47 Abs„ 2 VeerG° Das LSG

hat sonach zutreffend eine Überzahlung in der errechneten

Höhe von 484 DM — diesen Betrag hat der Kläger mit der

Revision nicht bennstendet — bejaht und die Rückforderung

des Beklagten als wirtschaftlich vertretbar_angesehen;

auch die Feststellungen hinsichtlich der wirtschaftlichen

Vertretbarkeit sind von der Revision nicht angegriffeno

Da das LSG dabei die wirtschaftlichen Verhältnisse des

Klägers im Zeitpunkt der letzten Verwältungsentscheidung

zugrunde gelegt hat (SozR Nr„ 41 zu € 47 VeerG)„ ist das

angefochtene Urteil im Ergebnis nicht zu beanstanden° Des—

halb mußte die Revision des Klägers als unbegründet zurück»

gewiesen werden (S 470 Abs° 4 Satz ? SGG)°

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 495 SGG°

Senatspräsidentin
Dro Schwarz ist durch
Krankheit verhindert?
das Urteil zu unterschreiben°

Dr° Beresel Dro Baresel . Dr° Renner
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